Unsere Forderungen an die Landesregierung zur Umsetzung
der UN-Konvention im Bereich Bildung

Das NRW-Biundnis stellt fest:

Inklusion ist Menschenrecht, aber noch nicht in NRW!

Die Inklusionsdebatte wurde in den 1990er Jahren von der Weltkonferenz der UN-
ESCO in Salamanca initiiert. Mit der Ratifizierung der UN-Konvention fur die Rechte
der Menschen mit Behinderungen durch die BRD wurde Inklusion endlich auch ein
Thema in Deutschland. Seit dem 23. Marz 2009 ist diese UN-Konvention deutsches
Recht und muss umgesetzt werden.

Im Bereich Schule liegt die Verpflichtung zur politischen Umsetzung bei den Lan-
dern. Bis heute warten betroffene Kinder und Eltern in NRW vergeblich auf die ge-
setzliche Anerkennung des individuellen Rechts des Kindes auf inklusive Bildung
und damit auf einen diskriminierungsfreien Zugang zur allgemeinen wohnortnahen
Schule mit angemessenen Vorkehrungen. Ministerprasidentin Hannelore Kraft und
Schulministerin Sylvia Lohrmann bekannten sich zur Umsetzung der UN-Konventi-
on und zum Aufbau eines inklusiven Schulsystems. Die bisher ergriffenen MaR-
nahmen sind jedoch aus Sicht der betroffenen Eltern halbherzig und un-
zureichend. Die Ministerin hat lediglich mit der geanderten Verwaltungsvorschrift
vom 1. Dezember 2010 klar gestellt, dass im Rahmen der bestehenden gesetzli-
chen Regelung der Wunsch der Eltern weitgehend berucksichtigt werden soll. Dass
damit keine Rechtssicherheit verbunden ist, zeigen die zahlreichen Klageverfahren
gegen Zwangszuweisungen zur Forderschule. Nach wie vor gelten die konventions-
widrigen Bestimmungen der Ausbildungsordnung Sonderpadagogische Forderung
(AO-SF), wonach die Schulaufsicht Uber den Forderort entscheidet. Vielerorts sind
die Rahmenbedingungen flir Gemeinsamen Unterricht (GU) in den Schulen nicht
zufriedenstellend und Platze im Gemeinsamen Unterricht Mangelware.

Wir fordern:

Der Rechtsanspruch aller Kinder mit Behinderungen/Beeintrachtigungen auf in-
klusive Bildung muss umgehend gesetzlich festgeschrieben werden.

Die Schulaufsichtsbehérde muss verpflichtet werden zusammen mit dem Schul-
trager den Rechtsanspruch wohnortnah und mit angemessenen Vorkehrungen
in der Regelschule umzusetzen. Ausnahmeregelungen wegen mangelnder
sachlicher bzw. personeller Ausstattung darf es nicht geben.

Rahmenbedingungen fur hochwertigen gemeinsamen Unterricht sowie Stan-
dards fur die Implementierung mussen entwickelt und erfullt werden.

In jeder Kommune mussen bedarfsgerechte Angebote fur den GU in allen Schul-
stufen gemacht werden. Dabei sind alle Schulformen zu beteiligen.



Die Anzahl der Falle, bei denen der Elternwunsch nicht zum Tragen kam und mit
welcher Begrindung er abgelehnt wurde, sollte erhoben werden.

Das NRW-Biundnis stellt fest:

Die von der UN-Konvention geforderte Partizipation der Betrof-
fenen wurde bislang nicht ermoglicht!

Die UN-Konvention schreibt die Beteiligung bzw. eine enge Konsultation der Betrof-
fenen und der sie vertretenden Verbande bei der Ausarbeitung und Umsetzung
von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten ausdrucklich vor. Bisher sind be-
troffene Eltern von der Landesregierung dazu bei Anhérungsterminen in Grol3ver-
anstaltungen zwar gehort, aber nicht angemessen beteiligt worden. Es gab keine
Mitsprache auf Augenhodhe, keine produktive gemeinsame Erarbeitung von Emp-
fehlungen fur einen Inklusionsplan.

Wir fordern:

- Das Beteiligungsrecht der Betroffenen muss auf allen Ebenen gewahrleistet
sein.

Die Mitsprache der Betroffenen auf Augenhdohe muss in den Entscheidungspro-
zessen auf Landes- sowie Kommunalebene verankert werden.

Eine unabhangige Beratung durch Betroffene (Peer-Beratung) ist einzurichten
und zu unterstutzen.

Das NRW-Biindnis stellt fest:

Ein inklusives Bildungssystem ist mit unserem gegliederten
Schulsystem nicht zu vereinbaren.

Im Laufe der Suche nach einem Konsens mit der CDU, der in dem sog. Schulfrieden
mundete, haben sich die Regierungsparteien immer weiter von ihrem vor der Wahl
verkiindeten bildungspolitischen Ziel der Uberwindung des selektiven Schul-
systems entfernt, obwohl die gegliederte Schulstruktur, wie mehrfach wissen-
schaftlich belegt wurde, sozial ungerecht und undemokratisch ist. Die Landesre-
gierung stellt zwar klar, dass sie das gegliederte Schulwesen fir Uberholt halt, ver-
zichtet aber auf eine entsprechende Schulpolitik.

Laut Aktionsplan soll Inklusion im gegliederten Schulwesen von Hauptschulen, Re-
alschulen, Gymnasien, Gesamtschulen und Gemeinschaftsschulen/Sekundarschu-



len verwirklicht werden. Das mit Inklusion unvereinbare Selektionsprinzip
wird so fortgefuhrt.

Inklusive Bildungspolitik macht in ihren Inhalten, Herangehensweisen und
Strukturen nicht mehr das Kind als Problem aus, sondern richtet den Blick auf das
System als Problem. Es geht um eine neue Schulkultur in einer neuen Schulstruk-
tur.

Wir fordern:

- Das Schulministerium muss eine umfassende inklusive Bildungspolitik einleiten,
die konsequent Bildungsungerechtigkeit und Scheitern durch Pravention, indivi-
duelle Férderung und den gezielten Abbau von Selektion (Verzicht auf
Klassenwiederholungen und Abschulungen) vermindert.

- Das System der Selektion und Aufteilung auf unterschiedliche Schultypen muss
uberwunden werden.

- Der Weg muss weg von selektiven, getrennten Bildungswegen hin zum gemein-
samen Lernen in der inklusiven Schule - einer Schule fur alle - flhren.

Das NRW-Biindnis stellt fest:

Die Landesregierung behindert durch ihre ,,Erméglichungspoli-
tik” die Entwicklung eines inklusiven Bildungssystems.

Die Ministerin hat zwar immer wieder in internen Verwaltungsbesprechungen,
auf Fachveranstaltungen die Inklusion angekindigt, aber ihr Publikum Uber kon-
kret geplante Schritte und Ziele im Dunkeln gelassen und die Freiwilligkeit betont
- trotz der dringenden Bitte aus den Kommunen- nun endlich gesetzliche Grundla-
gen und klare Vorgaben vorzulegen. Selbst bei Schulneugrundungen (auch von Ge-
meinschaftsschulen) ist die Einrichtung von Gemeinsamen Unterricht nur eine
Kann-Bestimmung.

Mit der Verankerung des Elternwahlrechts, den Forderort fur ihr Kind zukunftig be-
stimmen zu konnen, ermoglicht die Landesregierung den Erhalt des Forderschul-
systems und verfestigt so ein kostspieliges Doppelsystem sonderpadagogischer
Forderung, das den allgemeinen Schulen notwendige Ressourcen vorenthalt.
Gleichzeitig soll den Kommunen aufgetragen werden, Forderschulen unterhalb ei-
ner Mindestzugigkeit zu schlieBen, und es soll ihnen erlaubt werden, unabhangig
von der demografischen Entwicklung bestimmte Forderschularten ganzlich auslau-
fen zu lassen. Mit einer solch widerspruchlichen Ermoglichungspolitik stiehlt sich
die Landesregierung aus ihrer Verantwortung fur einen gesteuerten Inklusionspro-
zess und sorgt fur Schulkonflikte in den Stadten und Gemeinden.



Weder der Koalitionsvertrag noch der von der Landesregierung vorgelegte Gesetz-
entwurf sowie der Aktionsplan enthalten genaue Aussagen daruber, wie ein Inklusi-
ves Schulsystem aussehen und vor Ort entwickelt werden soll. Die ,Eckpunkte"
sind vage und allgemein formuliert. Die versprochene ,Vision 2020" ist nicht zu
erkennen. Eltern, Lehrerinnen und Schultrager sind verunsichert. Diejenigen, die
loslegen wollen, werden ausgebremst. Schultrager werden nicht tatig, weil sie kei-
ne Vorgaben haben. In der Bevolkerung kommt an: Die Politik will Inklusion nicht.

Wir fordern:

- Die Landesregierung darf sich nicht langer aus der Verantwortung stehlen. Die
bildungspolitische Steuerung muss von der Landesregierung ubernom-
men werden und nicht langer dem freien Spiel der Krafte vor Ort Uberlassen wer-
den.

- Die Landesregierung muss ihre parlamentarische Mehrheit zur sachgerechten
Umsetzung der UN-Konvention fur die Rechte der Menschen mit Behinderungen
nutzen.

- Die Landesregierung muss den vorgelegten Aktionsplan ,,NRW inklusiv*
uberarbeiten. Es missen klare Ziel-, Zeit- und Ressourcenangaben gemacht wer-
den und die Verantwortlichkeiten mussen festgelegt werden.

- Eine groBangelegte, vielfaltige Werbe- und Infokampagne fur Inklusion muss lan-
desweit gestartet werden, um Eltern, Schulen, Schultrager und Schulaufsicht auf-
zuklaren.

Das NRW-Biindnis stellt fest:

Inklusion ist weit mehr als der haushaltskonforme Ausbau des
Gemeinsamen Unterrichts!

Das Schulministerium betreibt im Gegensatz zum Inklusionsverstandnis der
UN-Konvention zwei Schulpolitiken: Eine fur die Regelschulen, in denen langeres
gemeinsames Lernen ermaglicht werden soll durch die Grindungen von Gemein-
schaftsschulen, Sekundarschulen bzw. Primusschulen neben den integrierten Ge-
samtschulen. Die geplanten Veranderungen werden ausschlief8lich mit den Zwan-
gen aus der demografischer Entwicklung und dem verandertem Schulwahlverhal-
ten der Eltern begrundet. Abseits davon, sozusagen als Sonderproblem, findet
die Inklusion als zweite Schulpolitik statt. Dementsprechend wurde das
Thema Inklusion von den Beratungen der Bildungskonferenz abgekoppelt.
So wird das Menschenrecht auf inklusive Bildung verklrzt auf den Ausbau des Ge-
meinsamen Unterrichts. Inklusion heilst jedoch Umbau des Schulsystems, nicht
Anbau sonderpadagogischer Forderung an das bestehende System.

Wir fordern:




- Inklusion muss gemaR der UN-Konvention landesgesetzlich klar definiert
und umgesetzt werden. Das gemeinsame Lernen ist allgemeines Menschen-
recht fur alle Kinder, unabhangig von Elternhaus und Einkommen, sozialer, kultu-
reller und ethnischer Herkunft sowie unterschiedlicher Fahigkeiten und Begabun-
gen. Es geht um ein inklusives Bildungssystem, ohne Barrieren, fur alle
Kinder.

- Barrieren mussen auf dem Weg zu einem inklusiven Bildungssystem be-
nannt und Schritt fur Schritt abgebaut werden. Alle Schulgesetze und
Verordnungen miussen unter Inklusionsgesichtspunkten auf ihre Taug-
lichkeit uberpruft und entsprechend verandert werden. Als unvereinbar
mit dem Ziel der Inklusion sind v.a. SelektionsmaBnahmen wie Ruckstellungen, Ab-
schulungen, Klassenwiederholungen und Ziffernnoten.

- Erforderlich ist die Organisation eines Monitorings der Umsetzungsprozesse der
UN-Konvention fur die Rechte der Menschen mit Behinderungen auf Landes- sowie
Kommunalebene.

- Bildungspolitische Weichen fiir eine inklusive Unterrichts- und Schulent-
wicklung, die dem gemeinsamen Lernen von Kindern mit und ohne Behin-
derung Rechnung tragt, missen umgehend gestellt werden. Dazu gehoéren
folgende MaRnahmen:

- Das jahrgangsweise Auslaufen der Férderschulen fir Lernen, emotionale und so-
ziale Entwicklung sowie Sprache. Die frei werdenden sonderpadagogischen
Ressourcen werden in die allgemeinen Schulen transferiert.

- In der Ubergangszeit - fiir einen festgelegten Zeitraum - haben die Eltern
von Kindern mit allen anderen Forderschwerpunkten das Recht zu wahlen, ob
sie ihr Kind in eine Forderschule oder in eine Regelschule schicken. Dabei hat
grundsatzlich zu gelten, dass den Kindern, die in allgemeinen Schulen gefordert
werden, die gleichen Ressourcen zur Verfiugung stehen wie den Kindern in For-
derschulen.

- Alle Sekundarstufe-l Schulformen werden in eine inklusive Schulent-
wicklung einbezogen und mussen sich auch den zieldifferent lernenden
Kindern anpassen.

- Unabhangige Beratungsstellen mussen eingerichtet und unterstutzt werden.

- .Kompetenzzentren der sonderpadagogischen Forderung" erhalten neue Aufga-
ben im Sinne eines Ressourcen-, Kompetenz- und Unterstutzungs- bzw. Fach-
zentrums fur Inklusion ohne Schulerlnnen. Sie sollten an Regelschulen ange-
dockt werden und ihr Aufgabengebiet sollte auf alle Forderschwerpunkte ausge-
weitet werden.

- Das diskriminierende Verfahren zur Feststellung des sonderpadagogi-
schen Forderbedarfs wird abgeschafft. Sonderpadagogische Ressourcen
werden pauschal einer Regelschule nach einem Basissatz plus Zulage nach dem



jeweiligen Sozialschlussel zugewiesen. Der jeweilige individuelle Forderbedarf
wird in sog. Forderplangesprachen ermittelt.

Die Sonderpadagoglinnen gehoren zum Kollegium der allgemeinen Schule. Sie
erhalten fachliche Unterstutzung durch die Anbindung an die Fachzentren flr in-
klusive Forderung.

Schulen, die eigene Anstrengungen unternehmen, um sich inklusiv zu entwi-
ckeln, sollten darin unterstutzt werden.

Die Schultrager mussen Inklusionsplane mit Zeitfenster und konkreten Zahlen
fur die Entwicklungsschritte entwickeln. Mit den Schulraten werden Zielverein-
barungen fur den geplanten Inklusionsprozess getroffen.

Die Kooperation der verschiedenen Kostentrager muss verbessert werden. Ziel:
Eine Anlaufstelle fUr die Antragsteller.

Eine Fortbildungsoffensive muss gestartet werden. Fur die Lehrpersonen muss
berufsbegleitende Fortbildung verpflichtend etabliert werden. Sie sollten
grundsatzlich schulformubergreifend angeboten werden mit den folgenden
Schwerpunkten: Umgang mit heterogenen Gruppen, individuelle Férderung, ko-
operative Lernformen, prozessorientierte Leistungsbeurteilungen und Zusam-
menarbeit in multi-professionellen Teams (vernetzt mit auBerschulischen Institu-
tionen).

Die Ausbildung der zukunftigen Lehrerinnen muss an den Erfordernissen
einer inklusiven Schule ausgerichtet werden.

Forderung des Einstiegs in die normale berufliche Lebenswelt bzw. des ,ersten”
Arbeitsmarkt fur alle Schulerlnnen.



	Das NRW-Bündnis stellt fest:

